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An den Oberbürgermeister
der Landeshauptstadt München
Herrn Dieter Reiter

Rathaus, Marienplatz 8
80331 München

München, 24. Sep. 2019

Antrag

München setzt sich für eine Entzerrung des Bahngüterverkehrs durch einen 
leistungsfähigen Ost- und einen Westkorridor ein

Der Stadtrat fordert den Oberbürgermeister auf, sich – möglichst gemeinsam mit dem Freistaat - 
dafür einzusetzen, dass der Güterverkehr, der durch die Eröffnung des Brennerbasistunnels von 
der Autobahn auf die Schiene verlagert werden kann, vor allem östlich über Rosenheim, Mühldorf 
und Landshut auf der sog. bayerischen Ostbahn nach Norden geleitet wird. 

Längerfristig soll auch der durch die Tunnelplanungen im Grenzgebiet Schweiz-Österreich zu 
erwartende verstärkte Güterschienenverkehr in einem Westkorridor über Augsburg geführt werden.

Nur der eigentliche für München bestimmte „Zielverkehr“ wird weiterhin in den Bahnknoten 
München geführt.

Begründung:

Begrüßenswerter weise kann durch den Brennerbasistunnel nahezu der gesamte Lkw-Verkehr von 
der Straße auf die Schiene verlagert werden. Diese wichtige Infrastrukturverbesserung droht aber 
durch mehrere Faktoren konterkariert zu werden.

Zum einen wird von Seiten des Bundes – nach einer langen Phase völligen Stillstands – nun eine 
völlig unsinnige Diskussion über zusätzliche Schnelltrassen und ihre Führung von Kufstein nach 
Norden über Rosenheim geführt. Dagegen erheben schon zahlreiche Bürgerinitiativen Protest. 
Dabei zeigen Untersuchungen des zu erwartenden Verkehrsaufkommens, dass die 
Bestands-strecke bei entsprechender Ertüchtigung die zusätzlichen Züge durchaus aufnehmen 
kann.

Zum anderen würden auch mit neuen Trassen die Güterzüge weiterhin durch den Bahnknoten 
München geführt, was zu starken Belastungen des Bahn-Südrings und des Bahn-Nordrings führen 
würde. Dies würde die immer wieder geforderte und dringend nötige Ertüchtigung für den 
Münchner S-Bahnverkehr unmöglich machen. Nach Untersuchungen des Bundes ist nur knapp ein 
Drittel der Güter aus Richtung Italien/Brenner auch für München bestimmt.

Eine rechtzeitige Intervention der Landeshauptstadt womöglich gemeinsam mit dem Freistaat 
scheint daher dringend geboten.

Cetin Oraner (DIE LINKE), Brigitte Wolf (DIE LINKE)

Stadtratsgruppe DIE LINKE.
Rathaus, Marienplatz 8 ● Stadtratsbüro: Zimmer  176 ● 80331 München

DIE LINKE: Telefon: 089 / 233 – 2 52 35 ● E-Mail: info@dielinke-muenchen-stadtrat.de
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Herrn 
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus

21.02.2020
Antrag
Neue Güterverkehrstrasse entlang der A 99 prüfen

Der Stadtrat möge beschließen:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, mit dem Freistaat und dem Bund in Gespräche 
einzutreten mit dem Ziel den Güterverkehr in der Landeshauptstadt München von 
Durchgangsverkehren frei zu halten. Hierbei soll im Zusammenhang mit dem Bahnausbau in 
der Region München die Möglichkeit geprüft und in einer Machbarkeitsstudie untersucht 
werden, eine neue Güterverkehrstrasse parallel zur A 99 zu errichten, die dann alle 
überregionalen Güterdurchgangsverkehre aufnehmen kann.

Begründung: 

Der zunehmende Bahngüterverkehr belastet immer stärker die Bürger in München. Nicht nur 
zusätzlicher Lärm, sondern auch Einschränkungen für den künftigen Ausbau des 
Personennahverkehrs auf der Schiene dürfen nicht einfach hingenommen werden. Der 
Stadtrat hat die Verantwortung von Freistaat, Bund und Bahn kreative Lösungen 
einzufordern, die insbesondere Durchgangsverkehre nicht durch München sondern um 
München herum zu leiten.
Der Vorschlag den Güterverkehr der weder Ziel noch Quelle in München hat auf eine neue 
Güterverkehrstrasse von Haar entlang der A 99 bis Karlsfeld zu leiten, muss ernsthaft auf 
seine Machbarkeit geprüft werden. Wenn nicht der Münchner Stadtrat dies verlangt, macht 
dies niemand. Deshalb muss der Oberbürgermeister hier aktiv werden. 

Initiative: Prof. Dr. Jörg Hoffmann

weitere Mandatsträger Dr. Michael Mattar (Fraktionsvorsitzender)
Gabriele Neff (stellv. Fraktionsvorsitzende)
Thomas Ranft
Wolfgang Zeilnhofer

FDP Stadtratsfraktion  |  Rathaus  |  80313 München
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Herrn 
Oberbürgermeister
Dieter Reiter
Rathaus

01.07.2020

Antrag
Bahnausbau Daglfing – Johanneskirchen voranbringen und bauen!

Die FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion beantragt:

I. Ebenerdiger viergleisiger Ausbau als erste Stufe, Tieferlegung (Trog) oder Tunnel 
(Einhausung) in der zweiten Stufe
1.
Die Bahnstrecke Daglfing – Johanneskirchen wird in einer ersten Stufe viergleisig ebenerdig mit 
entsprechendem Schallschutz ausgebaut.
2.
Die Planung des Ausbaus beinhaltet neben der zunächst zu realisierenden ebenerdigen Ausbau 
auch den Ausbau als Tieferlegung (Trog) oder Tunnel (Einhausung) in einer 2. Stufe.
3.
Die Stadt wirkt zusammen mit der Bahn und allen anderen Beteiligten auf entsprechende zwei 
Planungen und Planfeststellungen hin.
4.
Die Stadtkämmerei wird beauftragt, ein Finanzierungskonzept aus städtischen Mitteln für den 
Bau der 2. Stufe als Tieferlegung (Trog) oder Tunnel (Einhausung) in den Jahren 2029 bis 2039 
vorzulegen.

II. Aktive Einbindung der Bürgerinnen und Bürger in den Ausbau
1.
Die Stadt wirkt darauf hin, dass die Deutsche Bahn zusammen mit allen Beteiligten ein 
DIALOGFORUM DAGLFING JOHANNESKIRCHEN einrichtet mit dem Ziel einer Berücksichti-
gung konstruktiver Belange aus der städtischen Nachbarschaft und der Realisierung der ersten 
Stufe bis 2029.
Gleiches gilt für die zweite Stufe. 
2.
In dem DIALOGFORUM werden alle Beteiligten, die konstruktiv zum Gelingen des Projektes 
beitragen wollen, eingebunden, insbesondere die örtliche BI Pro Tunnel, Vertreter des BA 13 
(Bogenhausen), die verkehrspolitischen Sprecher der Rathausfraktionen etc.
3.
Themen und Betätigungsfelder eines derartigen DIALOGFORUMS sind u.a.: Gestaltung der 
künftigen Bahn-Unter- bzw. Überführungen, optische und materialtechnische Gestaltung der 
Lärmschutzwände, Begrünung, Ausgleichsflächen, Zugänge und Ausgestaltung der Bahn-
stationen, Barrierefreiheit und Inklusion.

FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion  |  Rathaus  |  80313 München
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III. Oberbayern muss ebenfalls zum Brenner-Basis-Tunnel-Zulauf beitragen

Die Stadt wird aufgefordert, auf die Bayerische Staatsregierung und die Bundesregierung einzu-
wirken, den mindestens elektrischen und mindestens abschnittsweisen 2-gleisigen Ausbau der 
Strecke Landshut – Mühldorf – Rosenheim mit der gleichen Priorität wie das Projekt 
Johanneskirchen – Daglfing voranzutreiben.

Begründung:

zu I. 1
München braucht den viergleisigen Ausbau bereits in 2029. Dieser erfüllt die gesetzlichen 
Lärmschutzvorgaben. Es ist nicht zumutbar, dass die Münchner Bürgerinnen und Bürger, die 
Messegäste und die Flughafenmitarbeiterinnen und -mitarbeiter länger auf eine schnellere 
Verbindung zum Flughafen warten. Auch der umweltfreundliche Alpentransit auf der Schiene darf 
nicht länger warten. Auch hierfür sind dringend mehr Kapazitäten auf den Schienen nötig. Wir 
wollen, dass das Machbare und Finanzierbare in München auch gemacht wird. 1 Milliarde Euro 
Bundesmittel gilt es nunmehr zeitnah einzusetzen und zu verbauen. Die Chance kommt kein 
zweites Mal.

zu I. 2
Die Diskussion, die die SPD München gegen Herrn Scheuer führt, geht an der Realität vorbei. 
Die Lösung kann nicht sein: entweder Tunnel oder nichts. Dann wird man – wie es ja der SPD im 
Bunde auch ab und zu passiert – am Ende mit Nichts dastehen. Dieses Risiko ist sehr hoch. 
Die Trog- oder Tunnelform ist für uns daher der zweite Schritt. Wie die Rathausmehrheit gerne 
behauptet, will man ja aus anderen Ländern lernen. Im Bahnland Schweiz beispielsweise werden
teure und komplexe Bahnprojekte erfolgreich und praxiserprobt in mehreren Phasen geplant und 
umgesetzt. Wir wollen, dass durch den ebenerdigen Ausbau der Trog- oder Tunnelausbau in 
einer 2. Stufe möglich bleibt. Die Schweiz würde das genau so machen.

zu I. 4
Da der ebenerdige Ausbau die gesetzlichen Lärmschutzvorgaben erfüllt, ist die Stadt am Zuge, 
wenn sie zusätzlichen Lärmschutz möchte. Einen Rechtsanspruch für Bundesmittel für den Trog 
oder Tunnel gibt es aus diesem Grunde auch nicht. Es ist politische Träumerei, diesen als 
conditio sine qua non einzufordern. 
Statt also mit Herrn Scheuer "Alles oder nichts"-Debatten zu führen, werden insbesondere die 
SPD, aber auch die Grünen, hiermit aufgefordert, einen Vorschlag zu machen. Schließlich sieht 
der Koalitionsvertrag nur die Tunnellösung vor. Wer A sagt, muss auch B sagen, wenn es ums 
Bezahlen geht.

zu II. 1, 2 und 3
Das vorgeschlagene DIALOGFORUM ist ein erfolgreiches und praxiserprobtes Format. 
Es kam und kommt erfolgreich auf der Ausbau-/Neubaustrecke Fulda/Hanau/Frankfurt zum Ein-
satz. Hier konnte trotz dicht besiedelter Landschaft ein konstruktiver Weg für zwei neue Bahn-
gleise gefunden werden. Ebenso konnte die Zahl der Klageverfahren auf ein Minimum reduziert 
werden. Dieses Format bietet sich auch hier unbedingt an. Manchmal muss man gar nicht nach 
Europa gehen, um funktionierende Modelle zu übernehmen. Es reicht der Blick in benachbarte 
Bundesländer.

zu III.
Die Ablehnung des Ausbaus der Strecke Landshut – Mühldorf – Rosenheim durch Verkehrs-
minister Scheuer ist rein politisch motiviert. Es ist offensichtlich, dass die CSU hier Diskussionen 
vor Ort vermeiden möchte.
Die Strecke durchläuft die Wahlkreise seiner Landtagskollegen Helmut Raldmeier, Otto Lederer, 
Dr. Petra Loibl, Dr. Marcel Huber und Klaus Stöttner. Ebenso sind seine MdB-Kollegen von der 
CSU Florian Oßner, Staatssekretär Stephan Mayer und die Drogenbeauftragten der Bundes-



regierung, Daniela Ludwig betroffen, die wie der überforderte Bundesverkehrsminister auch in 
der ganzen Brenner-Nordzulauf-Debatte alle keine gute und konstruktive Figur abgeben.

Die Bahnstrecke Hof – Regensburg – Landshut wird zu recht zweigleisig elektrifiziert und als 
Nord-Süd- Güterbahn durch wenig besiedelte Landschaft ertüchtigt. 
Umso weniger nachvollziehbar erscheint es, den fehlenden und entscheidenden Link zu den 
Alpen (Landshut – Rosenheim) einfach wegzulassen.

Wir meinen: der umweltfreundliche Alpentransit auf der Schiene braucht alle möglichen und 
freien Strecken und Zuläufe. Auch Oberbayern muss seinen Teil – wie München auch – zum 
Erfolg beitragen. Wer – wie wir, die FDP BAYERNPARTEI Stadtratsfraktion – mindestens 50% 
des Alpenverkehrs auf die Schiene verlagern will, muss neben dem digitalen Ausbau der 
Strecken auch neue Gleise in weniger dicht besiedelten Gebieten legen bzw. bestehende er-
weitern. Die Bürgerinnen und Bürger in München haben das verstanden. Höchste Zeit, dass das 
auch die CSU im Land und im Bund versteht.

Stadträte: Prof. Dr. Jörg Hoffmann (Fraktionsvorsitzender)
Gabriele Neff (stellv. Fraktionsvorsitzende)
Fritz Roth
Richard Progl



Herrn
Oberbürgermeister
Dieter Reiter

Rathaus

München, 29.04.2021

Ungleichbehandlung verhindern – Planung der Ausbaumaßnahmen für den Nordzulauf des 
Brennerbasistunnels in München nach gleichen Grundsätzen einfordern!

Antrag

Anlässlich der vergangene Woche von Bundesverkehrsminister Andreas Scheuer und der Deutschen 
Bahn vorgestellten Planungsvariante für die neue Bahnstrecke zum Brennerbasistunnel im Inntal und 
im Raum Rosenheim wird der Oberbürgermeister gebeten, sich auf Bundesebene für eine Planung 
der Ausbaumaßnahmen des Bahnknoten München nach den gleichen und im Inntal angewandten 
Grundsätzen einzusetzen:

1) Ausbau nur im Tunnel: Der viergleisige Ausbau der Strecke Daglfing-Johanneskirchen erfolgt 
zum Schutz der Münchnerinnen und Münchner vor Lärm- und Emissionen ausschließlich im 
Tunnel.

2) Auf die Menschen hören: Beim Projekt Truderinger Kurve und Truderinger Spange kann nur 
eine  Variante  realisiert  werden,  die  die  berechtigten  Belange  der  Anwohnerinnen  und 
Anwohner  nach  Emissionsschutz  höchstmöglich  berücksichtigt.  Die  Bürgerschaft  ist  im 
Rahmen eines umfassenden Dialog- und Beteiligungsverfahrens in die Entscheidungsfindung 
einzubinden.

3) Gleiche  Planungsgrundlagen:  Die  Potentiale  und  maximalen  Kapazitäten  des 
Brennerbasistunnels  und  seiner  Zulaufstrecken  sind,  wie  im  Inntal,  für  die  Berechnung 
prognostizierter Zugzahlen und damit als Planungsgrundlage für die Ausbaumaßnahmen in 
München zu verankern.

4) Parlamentarische Befassung: Wie für die Maßnahmen im Inntal und im Raum Rosenheim 
geplant, sollte auch für den in München geplanten viergleisigen Ausbau eine Befassung des 
Deutschen Bundestags erfolgen.

Begründung

Am  13.  April  stellte  die  Deutsche  Bahn  (DB)  zusammen  mit  Bundesverkehrsminister  Andreas 
Scheuer für den Nordzulauf  zum Brennerbasistunnel ihre Vorzugsvariante für das Inntal  und den 
Raum Rosenheim vor. Was die DB und das Bundesverkehrsministerium (BMVI) den Münchnerinnen 
und Münchnern verwehrt, wird im Inntal und Raum Rosenheim nun Realität: Nicht die vermeintlich 
wirtschaftlichste Variante wird umgesetzt, sondern die Variante, die laut dem Bundesverkehrsminister 
„Bürger- und Landschaftsschutz maximal, Lärm- und Umweltschutz bestmöglich“ gewährleistet.1 

1 Variante Violett liegt vorne: Streckenverlauf steht fest, Deutsche Bahn, 13.04.2021: 
https://www.brennernordzulauf.eu/newsreader/2021-04-13-variante-violett-liegt-vorne-streckenverlauf-steht-
fest.html 
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Die ausgewählte Strecke verläuft auf mehr als 30 der insgesamt 54 Kilometer unterirdisch im Tunnel 
und ist damit die teuerste, aber für die Bürgerinnen und Bürger verträglichste und am weitesten in die 
Zukunft  wirkende  der  diskutierten  Varianten.  Beim  viergleisigen  Ausbau  der  Strecke  Daglfing-
Johanneskirchen  in  München  lehnen  das  BMVI  und  die  DB  hingegen  die  Finanzierung  der 
Tunnelvariante mit Verweis auf die vermeintliche Unwirtschaftlichkeit ab. Auch beim Ausbauprojekt 
Truderinger Kurve und Truderinger Spange verweigert  sich die DB bisher einer Variante, die den 
berechtigten  Interessen  der  Münchnerinnen  und  Münchner  nach  Lärm-,  Umwelt-  und 
Landschaftsschutz  gerecht  wird.  Außerdem verweigern  das  BMVI  und  die  DB  Netz  AG für  den 
Nordzulauf  des  Brennerbasistunnels  und  dem  Knoten  München  einheitliche,  weiterentwickelte 
Planungsdaten, wie sie für das Inntal erstellt und akzeptiert wurden.

Diese offensichtliche Ungleichbehandlung zu Lasten der Münchnerinnen und Münchner lehnen wir 
strikt ab und fordern auch für die Landeshauptstadt die Finanzierung und Umsetzung von Lösungen, 
die maximalen Bevölkerungs-, Landschafts-, Lärm- und Umweltschutz gewährleisten.

1) Ausbau nur im Tunnel:

Was für das Inntal und den Raum Rosenheim möglich ist, muss auch für die Münchnerinnen und 
Münchner  möglich  sein:  Beim  viergleisigen  Ausbau  Daglfing-Johanneskirchen  darf  die 
Variantenentscheidung nicht ausschließlich unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten erfolgen. Für die 
erfolgreiche Realisierung des Projekts ist eine breite Akzeptanz der Bevölkerung unverzichtbar. Im 
Inntal/Raum  Rosenheim hat  die  Deutsche  Bahn  dies  bereits  begriffen  und  sich  für  die  deutlich 
kostenintensivere unterirdische Planungsvariante entschieden. Im Raum München wird am Brenner-
Nordzulauf  durch  die  weitaus  dichtere  Bebauung  an  den  Bestandsgleisen  im  Vergleich  zu  den 
Neubaugleisen  im  Oberland  ein  Vielfaches  der  Anwohnerinnen  und  Anwohner  betroffen  sein  – 
dennoch verweigert die DB hier bisher die finanzielle Beteiligung an einer Tunnellösung.

2) Auf die Menschen hören:

In die Entscheidung der Trassenführung im Fall Truderinger Kurve und Truderinger Spange sind die 
Münchnerinnen und Münchner im Rahmen eines umfassenden Dialog- und Beteiligungsverfahrens 
einzubinden. Die bisher erfolgte Beteiligung der Öffentlichkeit ist als mangelhaft zu betrachten. Im 
Inntal und Raum Rosenheim wurden Bewohnerinnen und Bewohner und kommunale Gremien seit 
2015  intensiv  in  die  Entscheidungsfindung  eingebunden  und  über  100  Vorschläge  aus  der 
Bürgerschaft eingehend geprüft. Dies muss auch in München möglich sein.

3) Gleiche Planungsgrundlagen:

Den Ausbaumaßnahmen in München müssen endlich aktuelle Zugprognosezahlen zugrunde gelegt 
werden! Während Deutsche Bahn und Bund im Inntal/Raum Rosenheim mit Zahlen planen, die ein 
Volumen von 400 Zügen pro Tag (Bemessungsfall)  für den Brenner-Nordzulauf festlegen, wird für 
München  der  bereits  heute  überholte  Bundesverkehrswegeplan  2030  herangezogen.  Dieser 
klammert  die  Zunahme  des  Schienengüterverkehrs  im  Zuge  der  Fertigstellung  des 
Brennerbasistunnels völlig aus und ist damit als Planungsgrundlage ungeeignet.



4) Parlamentarische Befassung:

Die parlamentarische Befassung ist ein 2018 eingeführtes Verfahren, das dem Deutschen Bundestag 
für  bedeutsame Eisenbahninfrastrukturvorhaben  die  Möglichkeit  einräumt,  Beschlüsse  zu  fassen. 
Damit soll sichergestellt werden, dass bei großen Infrastrukturprojekten die berechtigten Interessen 
der  Bevölkerung  ausreichend  berücksichtigt  werden.  Das  Bundesverkehrsministerium  und  die 
Deutsche Bahn lehnen eine parlamentarische Befassung mit den in Planung befindlichen Projekten 
des  Bahnknotens  München  bisher  ab.  Dies  ist  angesichts  des  Umfangs  der  geplanten 
Infrastrukturprojekte,  die  für  München,  aber  auch  den  Großraum  der  Metropolregion  von 
grundsätzlicher Bedeutung sind, inakzeptabel.

SPD/Volt-Fraktion Fraktion Die Grünen-Rosa Liste

Nikolaus Gradl
Andreas Schuster
Christian Müller
Simone Burger
Roland Hefter
Felix Sproll
Julia Schönfeld-Knor

Gudrun Lux
Paul Bickelbacher
Mona Fuchs
Sofie Langmeier
Sibylle Stöhr
Florian Schönemann
Christian Smolka
Angelika Pilz-Strasser
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